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Drucksache IV/ 3778 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. August 1965 

II/ 1 — 68070 — 5874/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Einführung eines Abschlags- 
systems auf den Abschöpfungsbetrag, der auf Einfuhren 
von geschältem Reis aus dritten Ländern erhoben wird. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 29. Juli 1965 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die derzeitige Regelung läuft am 31. August 1965 ab, so daß 
voraussichtlich mit einer endgültigen Beschlußfassung durch den 
Rat im September zu rechnen ist. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Schwarz 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3778 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Einführung eines Abschlagssystems auf den Abschöpfungs- 
betrag, der auf Einfuhren von geschältem Reis aus dritten 

Ländern erhoben wird 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 16/64/EWG des 
Rats zur schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Reis 1 ), insbesondere auf Ar- 
tikel 22 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
16/64/EWG muß der cif-Preis für Reis unter Zu- 
grundelegung der Angebote auf bearbeiteten und ge- 
schälten Reis berechnet werden. Im Hinblick auf den 
außergewöhnlich niedrigen Stand der Weltmarkt- 
preise für bearbeiteten Reis würde die Anwendung 
dieser Regel zur Erhebung eines überhöhten Ab- 
schöpfungsbetrags führen, der sich so auswirken 
könnte, daß das Verhältnis zwischen den Preisen bei 
Einfuhr dieser beiden Reissorten nach der Gemein- 
schaft geändert wird. Daher sollte eine Herabsetzung 
des Abschöpfungsbetrags auf geschälten, aus Dritt- 
ländern eingeführten Reis in den Fällen, in denen 
die Preise für verarbeiteten Reis unter eine Schwelle 
sinken, von der ab die Einfuhren von geschältem 
Reis gefährdet würden, vorgesehen werden — 

auf Vorschlag der Kommission, 


! ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 vom 
27. Februar 1964, S. 574/64 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSSEN: 
Artikel 1 

1. Falls der cif-Preis für Reis so festgelegt wird, 
daß er den unter Berücksichtigung der zur Festset- 
zung der cif-Preise vorgesehenen Berichtigungen 
günstigsten Angebotspreis für geschälten Reis um 
mehr als 0,35 RE unterschreitet, setzt die Kommission 
einen Abschlag fest, welcher höchstens der Differenz 
zwischen beiden Preisen entspricht. 

2. Der auf Einfuhren von geschältem Reis aus drit- 
ten Ländern erhobene Abschöpfungsbetrag wird um 
diesen Abschlag verringert. 

Wird der Abschöpfungsbetrag im voraus festge- 
setzt, dann wird er um denjenigen Abschlag ver- 
ringert, der an dem Tage, an dem seine Festsetzung 
beantragt wurde, gültig ist. 

3. Diesem Abschlag wird bei Berechnung der Ab- 
schöpfungen und Erstattungen auf Rohreis (Paddy- 
Reis) und auf bearbeiteten Reis nicht Rechnung ge- 
tragen. 

4. Die Kommission gibt den Abschlag gleichzeitig 
mit den cif-Preisen bekannt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1965 in 
Kraft. Sie ist auf die bis zum 1. September 1966 ge- 
tätigten Einfuhren anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
16/64/EWG wird der cif-Preis für Reis unter Zu- 
grundelegung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten 
auf dem Weltmarkt sowohl für geschälten Reis als 
auch für Rohreis (Paddy-Reis) und bearbeiteten Reis 
ermittelt. 

Fehlen Angebote für Rohreis (Paddy-Reis), so stützt 
sich die Kommission bei der Ermittlung des cif- 
Preises, der für geschälten Reis gilt, auf die Ein- 
kaufsmöglichkeiten für geschälten Reis und bearbei- 
teten Reis. 

2. Die Angebote von bearbeitetem Reis sind ent- 
sprechend eines für geschälten Reis der Standard- 
qualität geltenden Preises umzurechnen, für den der 
Schwellenpreis festgesetzt ist. Diese Umrechnung 
kann unter Zugrundelegung dieser Angebote zur 
Festsetzung eines cif-Preises führen, der unter dem 
für Angebote von geschältem Reis geltenden Preis 
liegt. Der Grund für diese Situation, die seit dem 
Inkrafttreten der Verordnung Nr. 16/64/EWG fest- 
gestellt wurde, ist darin zu suchen, daß gewisse Aus- 
fuhrdrittländer eine Ausfuhrpolitik für verarbeiteten 
Reis betreiben, die durch die gewährten Beihilfen 
zwischen den Preisen der oben genannten Verarbei- 
tungsstadien zu einem schwächeren Preisunterschied 
führt, als er sich normalerweise aus der Verarbei- 
tung von geschältem Reis zu bearbeitetem Reis er- 
geben würde. 

Der so bestimmte cif-Preis führt bei Reis zu einer 
Abschöpfung, die sich aus den festgestellten Ab- 
weichungen ergibt; bezieht sich diese Abschöpfung 
aber auf geschälten Reis, so besteht jedoch, je nach 
Höhe der Abweichung die Gefahr, daß der Preis für 
verarbeiteten Reis, der aus eingeführtem, geschältem 
Reis hergestellt wurde, übermäßig hoch, ja sogar 
prohibitiv wird. 

3. Um diesem Umstand abzuhelfen, suchte die Kom- 
mission durch Übergangsmaßnahmen, die sie auf 
Grund von Artikel 28 der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG ergreifen konnte, zu vermeiden, daß die Er- 
hebung eines übermäßig hohen Abschöpfungsbetra- 
ges eine plötzliche Änderung des Verhältnisses zwi- 
schen den Preisen dieser beiden Reissorten auf den 
Märkten der Nichterzeuger-Mitgliedstaaten bewirkt. 

Daher wurde die „Verordnung Nr. 105/64/EWG der 
Kommission, vom 4. August 1964, zur vorübergehen- 
den Anwendung eines Abschlags auf die auf Ein- 
fuhren von geschältem Reis in die Nichterzeuger- 
Mitgliedstaaten anwendbare Abschöpfung" ange- 
nommen. Diese Verordnung, die nur bis zum 31. Ok- 


tober 1964 gültig war, wurde bis zum 28. Februar 
1965 durch die „Verordnung Nr. 172/64/EWG" ver- 
längert, da sich die Lage auf dem Weltmarkt nicht 
bedeutend geändert hatte; dann hat die Kommission 
durch die „Verordnung Nr. 22/65/EWG", vom 
10. März 1965, dieses System von neuem bis zum 
1. September 1965 beibehalten. 

Der Abschlag, der von der Kommission gleichzeitig 
mit dem cif-Preis festgelegt wird, entspricht höch- 
stens dem Unterschied zwischen dem günstigsten 
Angebot für geschälten Reis und dem cif-Preis. 

4. Seit der Anwendung dieser Regelung lagen die 
cif-Preise stets unter dem günstigsten Angebot für 
geschälten Reis, doch läßt sich eine gewisse Entwick- 
lung feststellen. Der Abschlag, der im September 
1964 auf 1,22 RE je 100 kg festgelegt wurde, 

I schwankt seit 1. Dezember 1964 zwischen 0,34 und 
0,25 RE je 100 kg, mit Ausnahme einiger Festsetzun- 
gen bis auf 0,80 RE. 

Diese günstige Entwicklung in Richtung auf ein nor- 
males Verhältnis erlaubt es, die Abschaffung des 
Abschlags und schon jetzt diejenige der Übergangs- 
maßnahmen, die zu seiner Einrichtung führten, ins 
Auge zu fassen. Es besteht jedoch keine Garantie 
gegen eine umgekehrte Entwicklung; daher erscheint 
es jetzt schon angebracht und sogar notwendig, dem 
Rat für das nächste Wirtschaftsjahr die Einführung 
einer ständigen Regelung vorzuschlagen, die es im 
Bedarfsfälle erlauben würde zu vermeiden, daß die 
Einfuhren von geschältem Reis die Auswirkungen 
der anormal niedrigen Preise für bearbeiteten Reis 
zu tragen haben. 

5. Es scheint, daß schädliche Folgen im Verarbei- 
tungsstadium eines eingeführten, geschälten Reises 
nur noch dann besonders ins Gewicht fallen, wenn 
der Unterschied eine gewisse Grenze, die auf 0,35 RE 
je 100 kg geschätzt werden kann, überschreitet. 

Die dem Rat vorgeschlagene Maßnahme besteht 
einerseits in der strikten Anwendung der Verord- 
nung Nr. 16, so lange diese Grenze nicht erreicht ist, 
und andererseits in der Festsetzung eines Abschlags, 
der höchstens dem Unterschied zwischen dem gün- 
stigsten Angebot an geschältem Reis und dem fest- 
gesetzten cif-Preis entspricht, wenn diese Grenze 
überschritten ist. 

Die vorgeschlagene Maßnahme ist auf alle Mitglied- 
staaten anwendbar unter Berücksichtigung der Tat- 
sache, daß die berücksichtigte Lage auf dem Welt- 
markt dieselben Folgen für die Einfuhren in alle 
Erzeuger- oder Nichterzeugermitgliedstaaten hat. 
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